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Michael Elsener
DerKabarettist tritt
heute in Basel auf–
auch als Roger
Federer. Kultur

Jubiläum
Sissacher Schützen-
gesellschaft feiert
200 Jahre bewegte
Geschichte. Region

ANZEIGE

Seit Februar sind am Euro-Airport geplante Starts nach 23 Uhr untersagt. Weil die nächtlichen Abflüge jüngst
aber wieder zunehmen, wird jetzt der Ruf nach einer weiteren Ausdehnung des Startverbots laut. Bild: AndreasHöhener

Euro-Airport: Starts inderSperrstundevorMitternachtnehmenweiter zu

In ItaliensteigtGiorgiaMeloni
aufdenThron
Wahlen Die postfaschistischen Brüder
Italiens haben die Wahlen klar gewon-
nen. IhreChefinGiorgiaMeloniwirdmit
grosserWahrscheinlichkeitnächstePre-
mierministerin. ImParlamentverfügen
Melonis«Brüder»undihrePartnerüber
komfortableMehrheiten,wobeiMeloni
das oberste Ziel, die Zweidrittelmehr-
heit, deutlich verpasst hat. Damit wäre

esMelonimöglichgeworden, Italien zu
einemPräsidialsystemumzubauenund
damit zu einer Politik zurückzukehren,
vondermanseitdemZweitenWeltkrieg
und dem Ende der Diktatur Benito
Mussolinis Abstand genommen hat.
Was sind die Folgen der Wahlsiegerin
für Europa undwie faschistisch ist Me-
loni? (chm) Meinung, Ausland

Kommentar

Über den
Willen der Frau
Rentenalter 65 provoziert. Frauen
gehenwieder auf die Strasse, sie sind
wütend,wollennicht länger arbeiten.
Es ist ihr demokratischesRecht, den
Frust über dasAHV-Ja rauszulassen.

Wer nun von tiefenGräben imLand
spricht,muss berücksichtigen: Es
waren längst nicht alle Frauen, nicht
alle Romands und nicht alle Jungen,
welche die Vorlage ablehnten. Hätten
alle FrauenNein gesagt, wäre die
Vorlage gescheitert. Es ist bizarr, wie
die Linke nun den «Willen der Frau»
als ein einziges und uniformes Be-
dürfnis aller Frauen heraufbeschwört.

Tatsächlich gibt esmehrere hundert-
tausend Frauen, die ausÜberzeugung
Ja stimmten, die sich nicht als Opfer
sehen, sondern als Gleichberechtigte.
Viele Frauen lehnten die AHV-Vor-
lage auch aus Protest ab, weil sie sich
in anderen Bereichen benachteiligt
fühlen, jetzt abermit demEntscheid
leben können: Sie wurden gehört!
Und es gibt jene, die das Volksmehr
als «Schlag insGesicht» empfinden.

ZurDemokratie gehört,manchmal zu
unterliegen. Undemokratisch ist
hingegen, nun jene abzukanzeln, die
andererMeinung sind. Entscheidend
ist doch, dass sich die Frauen zu einer
wichtigen Veto-Macht entwickelt
haben. Dafürmüssen nicht alle
gleichgeschaltet sein.

AnnaWanner
anna.wanner@chmedia.ch

AHV-Votum:Protesteundlinker
ZorngegenbürgerlicheFrauen
Für SP-Nationalrätin Tamara Funiciello hat das Parlament trotz vieler Frauen in SachenGleichstellung versagt.

Christoph Bernet

DasErgebniswar zwarknapp, aberdas
Rentenalter derFrauen steigt dennoch
auf65 Jahrean.DieAnnahmederAHV-
Reform sorgt auf linker Seite für Ent-
täuschung – unter die sichWut mischt
überdieangeblichausgebliebenenpoli-
tischen Fortschritte bei derGleichstel-
lungderGeschlechter.Voreinigenhun-
dert Demonstrantinnen auf dem
Berner Bahnhofplatz zeigte sich SP-

Nationalrätin Tamara Funiciello am
Montag zornig und kämpferisch zu-
gleich. Es sei einHohn, dass am Sonn-
tag«alte, reicheMänner»entschieden
hätten, dass Kita-Mitarbeiterinnen,
Nannys, Pflegefachfrauen und Reini-
gungskräfte länger arbeiten müssten.
Funiciello und ihre Mitstreiterinnen
kündigten für den 14. Juni 2023, weni-
geMonate vor dennächsten eidgenös-
sischen Wahlen, einen neuen Frauen-
streik an.

Die frühere Juso-Chefinzeigte sichent-
täuscht über die bürgerlichen Frauen,
die 2019 neu ins Parlament gewählt
wordensind:«Wirhattenuns soviel er-
hofft von diesem rosaroten Parla-
ment.»DochdieErgebnisse seienent-
täuschend, die bürgerlichen Frauen
hätten viele leere Versprechen ge-
macht. FDP-NationalrätinRegineSau-
ter ärgert sich über diese Aussagen:
«Frauen sind keine homogene Masse
und Tamara Funiciello kann nicht im

Namen aller Frauen reden.» Frauen
wieMännerbeurteiltenSachgeschäfte
wie die AHV-Reform aufgrund ihres
politischen Standpunkts.

Für Politologin Cloé Jans ist vor-
stellbar, dass das knappe Abstim-
mungsergebnis und der Geschlechter-
graben die Gleichstellung der Ge-
schlechter politisch wieder stärker in
den Vordergrund rücke und zu einer
«Repolitisierung der Frauenfrage»
führt. Kommentar 5. Spalte Schweiz

Kantonnutzt immer
mehrVideokameras
Big Brother In öffentlichen Institu-
tionen imKantonBasel-Stadtwie etwa
Spitälern, Verwaltungsgebäuden oder
auch Schulhäusern steigt die Anzahl
von Überwachungskameras. Mittler-
weile gehören Videoaufnahmegeräte
beiNeubauten quasi zumStandard, so
derDatenschutzbeauftragte.Undauch
die Polizei prüft neue Möglichkeiten
derÜberwachung. (hys) Region

GenügendGeld–
aber zu spät
Steuerfrist Nach einer Motion 2018
steht dieBaselbieter Regierung vor der
Aufgabe,dieAbgabefrist fürdieSteuern
vom30.Septemberaufden31.Märzdes
Folgejahres zu legen. Das löst bei der
Exekutive jedochLiquiditätsängsteaus.
Zwar komme genügend Geld rein,
jedoch würde der Zeitpunkt der Ein-
nahmennichtmehrmit jenemderAus-
gaben harmonieren. (tgf) Region

Jubiläum
Ricardo
Rodriguez steht
vor seinem
100.Nati-Spiel. Sport

ERÖFFNUNGSTAGE
Freitag, 30.9.22 / 10.00 bis 17.00 Uhr
Samstag, 1.10.2022 / 10.00 bis 14.00

Bis 70% auf ausgewählte Musterteile
in verschiedenen Grössen!

HOLEERAIN 42 / 4102 BINNINGEN
+41 (0) 61 723 01 63 / PETRAFUCHS.CH

Damenkleider nach Mass

SONNTAG, 23.OKTOBER 2022

70. BASELBIETER
TEAM-ORIENTIERUNGSLAUF
JETZT ANMELDEN UNTER: www.team-ol.ch

Gemeinsames

Sporterlebnis

in der Natur.

9 772624 994409

2 0 0 3 9
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Überwachungskameraswerden
zumStandard imKanton
Bei Neubauten des Kantons werden mittlerweile sehr oft umfassende Videoüberwachungsanlagen eingeplant.

Jonas Hoskyn

48 Institutionen, wo Basler-
innen und Basler mit Videoka-
meras überwacht werden, listet
der Jahresbericht des Daten-
schutzbeauftragten auf. Da-
runter offensichtliche wie etwa
das Gefängnis Bässlergut oder
das Kunstmuseum (beide mit
über 200 Kameras ausgerüstet)
aber auch überraschende wie
etwa das Naturbad Riehen oder
der Velokeller des Schulhaus
Sandgruben.

Rechtlich ist die Lage klar:
Öffentliche Organe müssen
eine Überwachung mit Video-
kameras mit dem Schutz von
Personen oder Sachen vor straf-
baren Handlungen oder zur
Verfolgung derer begründen
können, also etwa zur Sicher-
heit von Mitarbeitenden in
einem Spital. Dazu braucht es
ein öffentlich einsehbares Reg-
lement, in dem klar festge-
halten wird, welche Kameras zu
welchem Zweck im Einsatz
sind. Darin muss auch festge-
halten sein, wie die Kameras
signalisiert werden und was mit
dem aufgezeichneten Material
passiert.

Mit der Veröffentlichung
der Reglemente haperte es in
den vergangenen Jahren aber
noch. Mittlerweile hat sich die
Situation gebessert. Praktisch

für alle eingesetzten Kameras
liegt mittlerweile ein Regle-
ment vor.

Trend zurÜberwachung
des öffentlichenRaums
Das Team des Datenschutzbe-
auftragten prüft die Reglemen-
te jeweils auf Herz und Nieren.
«Das Ziel ist, das wir uns die
neuen Kameras begründen las-
sen», sagt der Basler Daten-
schutzbeauftragte Beat Rudin.

Die Arbeit dürfte ihm so
schnell nicht ausgehen: «Eine
Herausforderung stellt die Tat
sache dar, dass bei Neubauten
für Verwaltungsstellen quasi
selbstverständlich umfassende
Videoüberwachungsanlagen

eingeplant werden», schreibt
Rudin im neusten Jahresbe-
richt. Die Verwaltungsstellen,
die schliesslich dann für den
Betrieb der Videoüberwachung
die Verantwortung tragen, wür-
den bei der Planung häufig
noch gar nicht einbezogen.

Dazu kommt der Umstand,
dass immer mehr Servicekame-
ras eingesetzt werden. Also
etwa Kameras, die zur logisti-
schen Unterstützung eingesetzt
werden. Diese müssen so aus-
gestaltet sein, dass man auf den
Aufnahmen keine Personen er-
kennen kann.

Ein weiterer Trend dürfte
den Datenschutzbeauftragten
künftig beschäftigen: Die Ver-

schiebung von der objekt- zur
raumbezogenen Überwachung,
also das Filmen von Arealen. In
Basel waren solche Pläne in der
Vergangenheit politisch chan-
cenlos. Zuletzt scheiterte die
LDP mit einer Initiative zur
Überwachung von Hot-Spots
bereits bei der Unterschriften-
sammlung.

Polizei plantKameras und
Einsatz vonDrohnen
Trotzdem hat Justiz- und
Sicherheitsdirektorin Stephanie
Eymann bereits mehrfach
angekündigt, Videoüberwa-
chungen prüfen zu wollen. Fak-
tisch dürfte es um zeitlich und
örtlich begrenzte Einsätze wie

an der Uferstrasse gehen. Ver-
gangenes Jahr startete die Poli-
zei dort einen Versuchsballon
und installierte nach illegalen
Partys und einer heftigen Schlä-
gerei mit Verletzten im Hafen-
areal sieben Kameras, anfäng-
lich ohne diese auszuschildern.
Offen ist, ob dafür Änderungen
im Polizeigesetz nötig sind.

Laut Gesetz sind solche
Massnahmen grundsätzlich
möglich, im Detail wird es dann
meist komplizierter. Angesichts
der politischen Brisanz ist es
aber kaum vorstellbar, dass der
Entscheid zur Überwachung
des öffentlichen Raums ohne
den Segen des Parlaments oder
sogar der Stimmbevölkerung
gefällt wird. Weitere temporäre
Überwachungen wie an der
Uferstrasse sind laut Polizei
aktuell keine geplant.

Abklärungen laufen auch
bezüglich dem Einsatz von
Drohnen. Auch hier stellen sich
verschiedene Fragen. So macht
es einen Unterschied, ob eine
Drohne eingesetzt wird, um
sich bei einem Brand oder
einem Verkehrsunfall schnell
ein Bild der Lage machen zu
können, oder ob es beispiels-
weise um die Überwachung
einer Demonstration geht. Für
Letzteres dürfte die aktuelle
Gesetzeslage aber wohl nicht
ausreichen.

ÜberraschendeAnsichtenvomHügelderReichen

Das Bruderholz gilt als Quartier der Reichen. Der Basler
Fotograf Christian Flierl, der selber auf dem Bruderholz
wohnt, zeigt in seiner neuen Bilderserie «Auf dem hellen
Hügel», dass das Quartier deutlich heterogener ist als

gemeinhin angenommen. Eine Auswahl seiner Bilder ist
nun im Basler Stadthaus an der Stadthausgasse 13 aus-
gestellt. Die öffentliche Vernissage findet morgen Mitt-
woch um 18.30 Uhr statt. Bild: Christian Flierl

«DasZiel ist,
dasswiruns
dieneuen
Kameras
begründen
lassen.»
BeatRudin
Datenschutzbeauftragter

Regierung löst
Taskforce
Nachtkultur auf

Austausch Die Coronapan-
demie brachte für das Basler
NachtlebenetlicheProblememit
sich.DieAbstandsregeln,dieBe-
grenzung auf nur 300 Eintritte
proAbendsowiediePolizeistun-
de um Mitternacht vermiesten
den Lokalen das Geschäft. Im
Juni 2020 setzte die Regierung
deshalb die Taskforce Nachtkul-
tur ein. Vorgeschlagen hatte die-
se Massnahme der damalige
Grossrat Sebastian Kölliker (SP)
ineinerMotion.«NachEndeder
Pandemie, sobald also die Task-
forceNachtkultur ihrenSinnund
Zweck als Austauschgefäss er-
füllt hat, wird der Regierungsrat
sieauflösen»,schreibtdieRegie-
rung imneustenBeschluss.Man
geht von Frühjahr 2023 aus.

DenAustauschauf
Augenhöhebeibehalten
Jo Vergeat, Taskforce-Mitglied
und Delegierte von «Kultur-
stadt Jetzt», versteht, dass die
Gruppe in der jetzigen Form
nicht ewig bestehen bleiben
könne. Die Erfolge der Task-
force würden im Austausch be-
stehen. «Sie gab den Leuten aus
der Branche die Möglichkeit,
die Verantwortlichen in der Ver-
waltung direkt anzusprechen.
Und umgekehrt», sagt Vergeat.
Das soll beibehalten werden.
«Gerade jetzt, wo viele Frage-
zeichen im Zusammenhang mit
der Energiekrise im Raum ste-
hen, braucht es den Austausch
auf Augenhöhe zwischen der
Branche und dem Kanton.»

Mathias F. Böhm vertritt die
Organisation Stadtkonzept Ba-
sel in der Taskforce. Er schätzt
die offene Kommunikation: «Es
gab keine Positionierungsspiele
oder politisches Hickhack. Nie-
mand war aus Zwang dabei, son-
dern wir wollten zusammen Lö-
sungen suchen.» Auch er
wünscht sich, dass der Aus-
tausch beibehalten wird. Dafür
brauche es aber jemanden, der
oder die den Lead übernehmen
würde, da dies ohne Taskforce-
Auftrag nicht mehr gegeben ist.

Die Basler Regierung sieht
die Lösung für die Zukunft bei
der Trinkgeld-Initiative. Durch
die Umsetzung der Vorlage soll
längerfristig die Club- und
Nachtkultur in Basel gestärkt
werden, schreibt sie im Be-
schluss. (sil)

2021 wurde die Uferstrasse temporär überwacht. Bild: Roland Schmid

Tramersatz fürdie
Linien 3und 14
Restaurierung Die Basler Ver-
kehrsbetriebe melden Gleis-
ersatzbauten an der Kreuzung
Hardstrasse/St.-Alban-Anlage
und am Aeschenplatz beim
Hammering Man. Die Gleise
hätten das Ende ihrer Lebens-
dauer erreicht und müssten er-
setzt werden. Deswegen müsse
der Streckenabschnitt Aeschen-
platz–Hardstrasse von Sonntag,
2. Oktober bis Sonntag, 16. Ok-
tober 2022 für den Trambetrieb
gesperrt werden. Es verkehre
ein Tramersatz mit Bussen zwi-
schen Aeschenplatz–St.Jakob
und Aeschenplatz–Birsfelden
Hard. Die Hardstrasse könne bis
Ende Oktober nicht bedient
werden. (bz)
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